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Privatisierung

Grüne kritisieren Amtsblatt


Die bündnisgrüne Ratsfraktion kritisiert, dass das Leipziger Amtsblatt keine Veranstaltungen der „Initiative für ein Bürgerbegehren“ ankündigt. Wie berichtet, will die Initiative die Privatisierung kommunaler Firmen stoppen. Die Stadtverwaltung steht auf dem Standpunkt, dass sie damit ein beschlossenes Verfahren grundlegend infrage stellt und deshalb nicht im Mitteilungsblatt der Stadtverwaltung abgedruckt werden darf. Der Einleitung der Privatisierung liege ein im Stadtrat mehrheitlich gefasster Beschluss zugrunde, argumentiert das Rathaus-Blatt. 
Stadtrat Roland Quester erklärte, es sei „an Peinlichkeit kaum zu überbieten, wenn in der Stadt der friedlichen Revolution die Stadtverwaltung eine Art Majestätsbeleidigung darin sieht, dass Bürger ihr gesetzliches Recht wahrnehmen, ein Bürgerbegehren zu initiieren, um nach ihrer Meinung schädliche Entscheidungen von Verwaltung und Politik zu korrigieren“. Der viel beklagte Bedeutungsverlust des 9. Oktober ’89 werde hier greifbar. Die Bürgerschaft sei der Souverän, Verwaltung und Stadtrat dagegen Teile der Selbstverwaltung der Stadt durch die Bürger. „Wenn die Verwaltung nach dem Motto reagiert ,Wenn die Bürger etwas anderes wollen als wir, werden wir darauf nicht noch hinweisen‘, hat sie ihre Aufgabe als Verwalter und Dienstleister für die Bürger gründlich missverstanden“, so Quester. „Hier spricht der beleidigte König zu seinem tumben Volk, das seine weisen Entscheidungen einfach nicht verstehen will. Dabei haben Verwaltung und SPD/CDU-Mehrheit mit dieser hanebüchenen Handhabung ihrer Privatisierungspläne der Bürgerschaft Leipzigs allen nur erdenklichen Anlass gegeben, der Weisheit letzten Schluss nicht ausschließlich im Rathaus zu suchen.“ 
Andreas Tappert


	
Bürgerbegehren

Initiative sammelt 1500 Unterschriften


Über 200 Unterschriften hat die „Initiative für ein Bürgerbegehren“ auf ihrer Auftaktveranstaltung am Montag auf dem Nikolaikirchhof gesammelt. „Am Abend hatten insgesamt 1500 Leipziger unser Begehren mit ihrer Unterschrift unterstützt“, gab gestern Mitorganisator Mike Nagler bekannt. Es würden allerdings noch 23 500 Unterschriften von wahlberechtigten Leipziger benötigt, um einen Bürgerentscheid zu erreichen und die Privatisierung von städtischen Firmen zu stoppen (die LVZ berichtete). 
In den nächsten Wochen werde die Initiative mit Ständen in Stadtteilen präsent sein. Auch die Zahl der festen Anlaufstellen habe sich erhöht: Neben dem Büro in der Marschnerstraße 5 würden jetzt auch im Mieterverein Leipzig, Rosa-Luxemburg-Straße 19/21, sowie im SEFA - Senioren- und Familien Selbsthilfe e.V., Weinligstraße 11, Unterschriftenlisten ausgelegt. A. T.



